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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Die im Vorjahr vom Nationalrat verabschiedete Motion für eine Teilrevision des
Bauhandwerkerpfandrechts wurde von der kleinen Kammer lediglich in Postulatsform
übernommen. 1

POSTULAT
DATUM: 02.06.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrätin Heim (sp, SO) zufolge wies jedoch dieses Gesetz betreffend den
präventiven Schutz vor Zwangsheiraten Lücken auf. So fordert sie den Bundesrat in
einem überwiesenen Postulat auf, die Einführung des in England bekannten
Instruments der Schutzanweisung zu prüfen. Dieses Instrument sieht vor, dass das
Opfer einer möglichen Zwangsheirat oder dessen Bekannte vor Gericht eine Anweisung
zum Schutz gegen die Zwangsehe erwirken können. 2

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
NADJA ACKERMANN

Mit 109 zu 71 Stimmen hat der Nationalrat ein Postulat Hodgers (gps, GE) überwiesen
und somit den Bundesrat beauftragt, zu prüfen, ob die heutigen
Zivilstandsbezeichnungen angepasst werden sollen. Konkret sollen die für den
Informationsbedarf der Privatwirtschaft bedeutungslosen Bezeichnungen wie
„verwitwet“, „geschieden“ und „aufgelöste Partnerschaft“ abgeschafft und dadurch die
Privatsphäre besser respektiert werden. 3

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NADJA ACKERMANN

In den letzten Jahren haben sich zunehmend neue Formen von familiärem
Zusammenleben herausgebildet. Diese Entwicklung fordert eine Anpassung der zivil-
und familienrechtlichen Grundlagen. Dieser Ansicht ist der Nationalrat, der in der
Wintersession ein entsprechendes Postulat Fehr (sp, ZH) überwiesen und somit den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines betreffenden Berichtes beauftragt hat. 4

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat überwies ein von 34 Ratsmitgliedern unterzeichnetes Postulat Bischof
(cvp, SO) (13.3217), das den Bundesrat beauftragt, die Notwendigkeit einer Revision des
Allgemeinen Teils des Obligationenrechts (OR) von 1912 hinsichtlich der
Benutzerfreundlichkeit zu prüfen. Dahinter steht ein wissenschaftliches Projekt für das
die Schweizer Rechtsfakultäten in den letzten fünf Jahren unter dem Titel „Schweizer
Obligationenrecht 2020“ einen Entwurf des neuen OR entworfen hatten. Ein
gleichlautendes Postulat Caroni (fdp, AR) (13.3226) wurde auch im Nationalrat
überwiesen. 5

POSTULAT
DATUM: 18.06.2013
NADJA ACKERMANN

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 6

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In Erfüllung eines Postulats Fehr (sp, ZH) wurde im Juni 2014 an der Universität Freiburg
eine Tagung zur Zukunft des Familienrechts durchgeführt. Der Vorstoss hatte gefordert,
dass im Dialog mit der Öffentlichkeit ein Bericht über mögliche Anpassungen der zivil-
und familienrechtlichen Grundlagen ausgearbeitet wird. Die Tagungsteilnehmer und
Bundesrätin Simonetta Sommaruga favorisierten eine Modernisierung des
Familienrechts, welche die Ehe und die traditionelle Familie nicht in Frage stellt. 7

POSTULAT
DATUM: 24.06.2014
NADJA ACKERMANN

Angaben zum Zivilstand werden weiterhin bestehen bleiben. Aufgrund der im Rahmen
des Postulats „Zeitgemässes, kohärentes Zivil- und insbesondere Familienrecht“
geführten Debatten wollte der Bundesrat vorerst keine Anpassungen bzw. gar
Abschaffung der Zivilstände vornehmen. Das Festhalten von Zivilständen stelle aufgrund
ihrer Unerlässlichkeit im behördlichen Verkehr einen zulässigen Eingriff in das Recht
auf Privatsphäre dar. 8

POSTULAT
DATUM: 09.10.2014
NADJA ACKERMANN

Gemäss Nationalrat Jean Christophe Schwaab (sp, VD) fehlen im Schweizer Erbrecht
Richtlinien für den „digitalen Tod“. Mittels Postulat wollte er deshalb den Bundesrat
prüfen lassen, ob die Personendaten und digitalen Zugangsrechte der verstorbenen
Person im Erbrecht als zum Erbe zugehörig betrachtet werden sollen. Die Erbinnen und
Erben sollen so über die virtuelle Präsenz der verstorbenen Person entscheiden können
und deren Persönlichkeitsschutz im Internet nach dem Tod bewahren. In der
Wintersession 2014 überwies der Nationalrat das Postulat diskussionslos. 9

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

Mit der Überweisung eines Postulats Vogler (csp, OW) beauftragte der Nationalrat in der
Wintersession 2014 den Bundesrat, eine erste Zwischenbilanz zur Anfang 2011 in Kraft
getretenen Zivilprozessordnung zu ziehen. Im Sinne der weiteren Vereinheitlichung
und Verbesserung der ZPO soll ein in Zusammenarbeit mit den Justizbehörden,
Rechtsanwältinnen und -anwälten sowie weiteren Stakeholdern erstellter Bericht
Mängel und Verbesserungsmöglichkeiten aufzeigen. 10

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

In einer 2011 überwiesenen Motion Gutzwiller (fdp, ZH) nahm der Bundesrat den Auftrag
entgegen, das Erbrecht zeitgemässer auszugestalten. Bei gleicher Gelegenheit soll er
nun auch prüfen, ob die Aufsicht über testamentarische Willensvollstrecker noch
zeitgemäss sei. Der Ständerat nahm ein entsprechendes Postulat Fetz (sp, BS) in der
Sommersession 2015 an. 11

POSTULAT
DATUM: 10.06.2015
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2015 nahm der Nationalrat ein Postulat Schneider Schüttel (sp, FR)
an, das den Bundesrat auffordert zu prüfen, wie Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen beim Auffinden ihrer Sparhefte unterstützt werden können.
Konkret sollen Betroffene bei Banken für die Nachforschungen keine Gebühren
bezahlen müssen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga begrüsste den Vorstoss insofern,
dass er genau in die Richtung gehe, die der Bundesrat in der Vernehmlassungsvorlage
zum Bundesgesetz über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 – dem Gegenentwurf zur Wiedergutmachungsinitiative –
vorgesehen habe. 12

POSTULAT
DATUM: 21.09.2015
KARIN FRICK

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung seines Entwurfs zum Bundesgesetz über die
Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981
empfahl der Bundesrat ein Postulat Schneider Schüttel (sp, FR) zur Abschreibung. Das
Postulat hatte den Bundesrat beauftragt, zu prüfen, inwiefern Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen bei der Suche nach ihren Guthaben auf Sparheften unterstützt
werden können. Der Gesetzesentwurf – als indirekter Gegenvorschlag zur
Wiedergutmachungsinitiative – erfülle laut dem Bundesrat das Anliegen des Postulats,
da er vorsehe, dass insbesondere die kantonalen Archive auf Ersuchen hin abklären, ob
in ihren Aktenbeständen Informationen über allfällige Sparguthaben von Betroffenen
enthalten sind. Bei allfälligen Hinweisen auf ebensolche Sparguthaben sollen die
betroffenen Personen oder ihre Rechtsnachfolger die erforderlichen Abklärungen
unentgeltlich vornehmen können. Der Nationalrat schrieb das Postulat daher im Juni
2016 ab. 13

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER
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Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 14

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Die im Rahmen der Revision des Zivilgesetzbuches vom 15. Juni 2012 getroffenen
Massnahmen zur Verhinderung von Zwangsheiraten und zum besseren Schutz der
Opfer sollen auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Mit der Überweisung eines
entsprechenden Postulats Arslan (basta, BS) gab der Nationalrat beim Bundesrat diese
Gesetzesevaluation in Auftrag. In seinem Bericht soll der Bundesrat ausarbeiten,
inwiefern sich die Situation der Opfer seither verbessert hat, und allenfalls auch
Massnahmen zur besseren Zielerfüllung vorschlagen. Der Bundesrat hatte die
geforderte Evaluation in seiner Stellungnahme als sinnvoll bezeichnet und den Vorstoss
zur Annahme beantragt. 15

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Mit der Überweisung eines Postulats Nantermod (fdp, VS) beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat im Frühling 2017, Möglichkeiten für Anpassungen des Zivilgesetzbuches
aufzuzeigen, damit Kinder aus Patchworkfamilien bei der gesetzlichen Erbfolge nicht
mehr benachteiligt werden. Der Bundesrat stimmte dem Postulanten in seiner
Stellungnahme zu, dass die Auswirkungen der gesetzlichen Erbfolge für Kinder aus
Patchworkfamilien «bisweilen als ungerecht empfunden» würden. Er erklärte sich
bereit, die Ergebnisse der durch das Postulat angestossenen Untersuchung in die
laufende Revision des Erbrechts zu integrieren. Bekämpft von Advokat und Notar Franz
Ruppen (svp, VS), der das Postulat unklar und unnötig fand, war der Ausgang der
Abstimmung – trotz des bundesrätlichen Antrags auf Annahme – eine knappe
Angelegenheit: 89 Nationalrätinnen und Nationalräte befürworteten den Vorstoss und
83 – vorwiegend aus den konservativ-bürgerlichen Fraktionen der CVP und SVP –
lehnten ihn ab, während sich 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 16

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
KARIN FRICK

Mit der stillschweigenden Annahme eines Postulats Caroni (fdp, AR) in der
Sommersession 2018 erteilte der Ständerat dem Bundesrat den Auftrag, eine Übersicht
über die verschiedenen Definitionen und Rechtsfolgen des Konkubinats im geltenden
Recht zu erstellen. Im geltenden Recht knüpften zahlreiche Rechtsfolgen an das
Vorliegen eines Konkubinats an, der dazugehörige Rechtsbegriff variiere jedoch von
Rechtsgebiet zu Rechtsgebiet, begründete der Postulant seinen Vorstoss. Vor dem
Hintergrund zukünftiger familienpolitischer Diskussionen, etwa über die Ehe für alle
oder über den PACS, sei diese Grundlagenarbeit unabdingbar. Auch der Bundesrat
hatte das Postulat begrüsst. 17

POSTULAT
DATUM: 11.06.2018
KARIN FRICK

Mit der Überweisung eines Postulats Ruiz (sp, VD) verlangte der Nationalrat vom
Bundesrat einen Bericht, der die Folgen der Einführung einer dritten
Geschlechtsidentität für die schweizerische Rechtsordnung und für das elektronische
Personenstandsregister «Infostar» aufzeigt. Darüber hinaus soll der Bericht auch die
Konsequenzen prüfen, die ein vollständiger Verzicht auf die Geschlechtsangabe im
Personenstandsregister sowie ein vorübergehender Aufschub des Eintrags bei
Neugeborenen, deren Geschlecht nicht eindeutig festgestellt werden kann, nach sich
ziehen würden. Neben der Eruierung der notwendigen Änderungen an Rechtstexten
und Registern sollen auch die zu erwartenden Kosten und der benötigte Zeitaufwand
für die Umstellung beziffert werden. Der Vorstoss war wie das ähnliche Postulat Arslan
(basta, BS; 17.4121) von SVP-Nationalrat Yves Nidegger erfolglos bekämpft worden. Mit
105 zu 79 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm die grosse Kammer den Vorstoss im Herbst
2018 an und folgte damit auch dem Antrag des Bundesrats. «Es lohnt sich, diese Fragen
anzuschauen», hatte Justizministerin Simonetta Sommaruga ihre Ausführungen im Rat
geschlossen. 18

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
KARIN FRICK
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Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 19

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Gemäss geltendem Recht werden Steuerforderungen bei der Berechnung des
betreibungsrechtlichen Existenzminimums nicht berücksichtigt. Die Thurgauer SVP-
Nationalrätin Diana Gutjahr stellte fest, dass Personen mit einer Lohnpfändung kaum in
der Lage seien, die Steuerforderungen zu begleichen. Folglich würden immer neue
Zahlungsbefehle ausgestellt, die Betreibung fortgesetzt und letztlich der Abbau der
ausstehenden Schulden praktisch verunmöglicht. Mit einer Motion (Mo. 18.3872) wollte
sie dies ändern und forderte, dass die Steuern in die Berechnung des
Existenzminimums miteinbezogen werden. In seiner Stellungnahme äusserte der
Bundesrat Verständnis für das Anliegen der Motionärin, gab aber zu Bedenken, die
Umsetzung sei aufgrund der komplexen Zusammenhänge nicht einfach. Eine Erhöhung
des Existenzminimums, wie in der Motion gefordert, hätte beispielsweise zur Folge,
dass die Gerichte bei Bestehen unterhaltsrechtlicher Verpflichtungen weniger hohe
Unterhaltszahlungen festlegen könnten, wodurch Mankofälle (wo nach der Trennung das
totale Einkommen nicht mehr ausreicht, um die Bedürfnisse der Elternteile und der
Kinder zu decken) häufiger würden. Die Problematik solle zuerst genauer untersucht
und Lösungsansätze evaluiert werden, erklärte der Bundesrat, weshalb er die Motion
zur Ablehnung beantragte.
Noch bevor der Erstrat über die Motion befinden konnte, überwies der Nationalrat im
Frühling 2019 ein entsprechendes Postulat Gutjahr (Po. 18.4263) und beauftragte den
Bundesrat damit, Möglichkeiten zum Einbezug der Steuern in die Berechnung des
Existenzminimums zu prüfen und Lösungswege aufzuzeigen. 20

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
KARIN FRICK

Nach bestehender Praxis müssen die Erstellung von Vorsorgeaufträgen und andere
Rechtshandlungen der ausserordentlichen Vermögensverwaltung, die von der
gesetzlichen Vertretung für eine urteilsunfähige Person vorgenommen werden, durch
die Kesb validiert werden. Ein Postulat Schenker (sp, BS) stellte die Notwendigkeit
dieser Validierung infrage und beauftragte den Bundesrat zu prüfen, ob bei solchen
Rechtshandlungen durch Ehegattinnen oder Ehegatten bzw. eingeschriebene
Partnerinnen oder Partner auf die Zustimmungspflicht der Kesb verzichtet werden
könnte. Mit der Stärkung der Selbstbestimmung und der gesetzlichen Vertretung im
Erwachsenenschutz könne dem bestehenden Misstrauen der Gesellschaft gegenüber
dieser Behörde entgegengewirkt werden, so die Motionärin. Die grosse Kammer nahm
den Vorstoss in der Herbstsession 2019 stillschweigend an und folgte damit auch dem
Antrag des Bundesrates. 21

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
CATALINA SCHMID

Wie es der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches (Erbrecht) Ende August 2018 beantragt hatte, schrieb der Nationalrat
das Postulat Nantermod (fdp, VS) für eine zeitgemässe Regelung der gesetzlichen
Erbfolge für Patchworkfamilien in der Herbstsession 2020 ab. Der Bundesrat hatte im
Zuge der Erbrechtsrevision verschiedene Lösungsansätze zur Erbfolge bei
Patchworkfamilien geprüft und dadurch das Anliegen des Postulats erfüllt. 22

POSTULAT
DATUM: 22.09.2020
CATALINA SCHMID
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In der Herbstsession 2020 nahm der Nationalrat ein Postulat Dobler (fdp, SG) für eine
Änderung der Testamentsregelung im ZGB stillschweigend an. Der Bundesrat wird
damit beauftragt zu prüfen, wie einerseits eine digitale Verfügungsform ermöglicht
werden und andererseits die Diskriminierung bestimmter Bevölkerungsgruppen
bezüglich der Erstellung eines Testaments vermieden werden könnte. Die Gültigkeit
eines Testaments unterliege nach aktueller Gesetzgebung Formvorschriften: Um
unüberlegtes Handeln zu verhindern, müsse es entweder handschriftlich erstellt oder
öffentlich beurkundet werden, so der Postulant. Da Ersteres für Personengruppen mit
körperlichen Einschränkungen ein unmögliches Unterfangen darstelle, bleibe für sie nur
die nicht kostenlose Variante der öffentlichen Beurkundung übrig. Die Notwendigkeit
einer digitalen Verfügungsform begründete der Postulant mit der fortschreitenden
Digitalisierung. Er schlug die Ermöglichung eines audiovisuellen Testaments vor; mit
konkreten Vorschriften zur Wahrung des Schutzniveaus auf der Ebene der
handschriftlichen Niederschrift schaffe diese Form eine überzeugende
Beweisgrundlage. 23

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Nachdem der Bundesrat in Erfüllung des Postulats Arslan (basta, BS) bezüglich einer
Evaluation der im Rahmen der ZGB-Revision getroffenen Massnahmen zur
Verhinderung von Zwangsheiraten einen Bericht veröffentlicht hatte, schrieb der
Nationalrat das Postulat in der Sommersession 2021 stillschweigend ab. 24

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

Ist die Bedingung des Schweizer Bürgerrechts zur Ausübung des Berufs der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten beizubehalten? Eine Prüfung dieser
Frage forderte die Grüne Nationalrätin Marionna Schlatter (gp, ZH) mittels eines
Postulats. Die Voraussetzung, dass Zivilstandsbeamte zwingend das Schweizer
Bürgerrecht haben müssten, sei nicht mehr zeitgemäss und stelle eine Diskriminierung
auf dem Arbeitsmarkt dar. Ein Migrationshintergrund zusammen mit einer sehr guten
Integration könne für die Ausübung dieser Tätigkeit äusserst hilfreich und bereichernd
sein, so die Postulantin. Justizministerin Karin Keller-Sutter hielt dieser Argumentation
entgegen, dass die Aufgaben von Zivilstandsbeamten für den Rechtsstaat tragend seien.
Der Bundesrat erachte es deshalb als von grossem öffentlichem Interesse, dass die
Zivilstandsbeamtinnen und -beamten mit den gesellschaftlichen und politischen
Verhältnissen in der Schweiz vertraut seien. Entgegen der Empfehlung des Bundesrats
überwies der Nationalrat jedoch das Postulat in der Frühjahrssession 2022 mit 110 zu
80 Stimmen. 25

POSTULAT
DATUM: 02.03.2022
CATALINA SCHMID

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat ein Postulat Bertschy (glp, BE) zur
schweizweiten Liberalisierung des Notariatswesens. Bereits 2015 hatte Bertschy ein
Postulat mit weitgehend identischem Inhalt eingereicht (Po. 15.4057), welches vom
Nationalrat jedoch abgelehnt worden war. Die Posutlantin kritisierte den kantonalen
Protektionismus im Notariatswesen, welcher den Wettbewerb innerhalb und zwischen
den Kantonen verunmögliche sowie eine Monopolisierung, hohe Preise und keinen
Anreiz zur Qualitätssteigerung mit sich bringe. Sie forderte vom Bundesrat einen
Bericht über die Vor- und Nachteile einer Liberalisierung des Notariatswesens. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er befürworte Wettbewerbsfreiheit
und wachstumsfördernde Reformen im Notariatswesen, dazu würden aktuell ein
einheitliches Beurkundungsverfahren und die Digitalisierung im Notariat geprüft,
erklärte Justizministerin Karin Keller-Sutter. Die Forderung des Postulats sei jedoch
verfrüht und sollte in einem breiter abgestützten Vorgehen geprüft werden. Dem Antrag
des Bundesrates folgte ein grosser Teil des bürgerlichen Lagers, was aber nicht für eine
Ratsmehrheit ausreichte. Das Postulat wurde mit 108 zu 76 Stimmen bei 7 Enthaltungen
angenommen. 26

POSTULAT
DATUM: 16.03.2022
LENA BALTISSER

Im Rahmen der Revision der Zivilprozessordnung beschäftigte sich die RK-NR unter
anderem mit den Voraussetzungen, unter denen ein Gericht superprovisorische
Massnahmen zum Persönlichkeitsschutz verfügen kann, etwa ein vorläufiges
Publikationsverbot für einen Medienbericht. In diesem Zusammenhang stellte sie fest,
dass der vorsorgliche Rechtsschutz gegen Persönlichkeitsverletzungen bei Inhalten, die
über neue und elektronische Medien verbreitet würden, ins Leere laufe, wenn
superprovisorische Massnahmen nicht innert kürzester Zeit erwirkt werden könnten –
und damit auch ausserhalb der allgemeinen Geschäftszeiten der Gerichte. Mit dieser

POSTULAT
DATUM: 10.05.2022
KARIN FRICK
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Begründung reichte die Kommission zwei Vorstösse ein: Mit einem Postulat (Po.
22.3002) wollte sie den Bundesrat beauftragen zu prüfen, wie der vorsorgliche
Rechtsschutz ausserhalb der Geschäftszeiten im Sinne eines Pikettdienstes der
Gerichte gewährleistet werden könnte. Mit einer Motion (Mo. 22.3003) wollte sie den
Bundesrat verpflichten, das Anliegen umzusetzen. Der Bundesrat gab zu bedenken, dass
die Gerichtsorganisation in der Zuständigkeit der Kantone liege, weshalb der
Bundesgesetzgeber die ihm gesetzten Grenzen prüfen und die Kantone miteinbeziehen
müsse. Ausserdem müsse geklärt werden, welche Auswirkungen auf die
Verfahrensvorschriften eine solche Änderung hätte. Er anerkannte jedoch den
Handlungsbedarf und beantragte demnach das Postulat zur Annahme und die Motion
zur Ablehnung. Der Nationalrat nahm in der Sondersession vom Mai 2022 beide
Vorstösse an. 27

Im Juni 2022 nahm der Nationalrat ein Postulat der RK-NR zur Prüfung eines
Familiengerichts an. In einem Bericht soll überprüft werden, ob ein Familiengericht
geschaffen werden soll, welches für alle familienrechtlichen Streitigkeiten zuständig
wäre. Die Arbeit der Zivilgerichte, der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden sowie
der Zentralbehörden der Kantone und des Bundes soll so in einer Stelle
zusammengebracht werden, was Schlichtungsversuche fördern und die
familienrechtlichen Prozesse vereinfachen soll. Der Bundesrat empfahl die Annahme
des Postulats; die Prüfung eines Familiengerichts lasse sich im Rahmen zweier bereits
überwiesener Postulate Müller-Altermatt (mitte, SO; Po. 19.3503) und Schwander (svp,
SZ; Po. 19.3478) einbringen. Gegen das Postulat sprach sich eine Minderheit Addor (svp,
VS) aus. Sie unterstützte zwar grundsätzlich die Forderung nach einem Familiengericht,
störte sich aber an der zentralistischen Ausrichtung des Postulats. Hinter die
Minderheit stellte sich die SVP-Fraktion, was jedoch nicht zu einer Ratsmehrheit
ausreichte. Das Postulat wurde mit 131 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. 28

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Mit einem im Dezember 2021 eingereichten Postulat forderte Nationalrätin Sibel Arslan
(basta, BS) die Evaluation der Artikel 41 bis 43 des Zivilgesetzbuches. Geregelt wird in
den betreffenden Artikeln die Beurkundung des Personenstands, insbesondere auch
dann, wenn die Personenstandsdaten nicht durch Urkunden nachgewiesen werden
können. Laut der Postulantin gestalte sich die Anwendung der Artikel 41 bis 43 ZGB
oftmals schwierig, was für die betroffenen Personen mit einem grossen Aufwand und
erheblicher Rechtsunsicherheit verbunden sei. Der Bundesrat unterstützte das
Anliegen; kantonale Behörden, Gerichte und betroffene Personen hätten wiederholt auf
die unbefriedigende Situation bei fehlendem Nachweis von Angaben über den
Personenstand hingewiesen. Im Nationalrat wurde das Postulat von Andreas Glarner
(svp, AG) bekämpft. Er erachtete es im Namen der SVP-Fraktion nicht als notwendig,
einen Bericht zu den Artikeln 41 bis 43 ZGB zu erstellen. Wenn ein Problem bestehe,
solle direkt eine Änderung der entsprechenden Artikel im ZGB angestrebt werden.
Hinter Glarner stellte sich die SVP-Fraktion. Die grosse Kammer nahm das Postulat in
der Sommersession 2022 mit 135 zu 53 Stimmen ohne Enthaltungen an. 29

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

In Erfüllung eines Postulats der RK-SR hatte der Bundesrat im Dezember 2021 einen
Bericht über den Reformbedarf im Abstammungsrecht veröffentlicht. Im Rahmen
seines Berichtes über die Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte 2021
beantragte er daher die Abschreibung des Vorstosses. Der Ständerat folgte dieser
Empfehlung und schrieb das Postulat im Sommer 2022 stillschweigend ab. 30

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
LUKAS LÜTOLF

In der Sommersession 2023 schrieb der Nationalrat das Postulat Ruiz (sp, VD) zu den
rechtlichen Folgen der Einführung eines dritten Geschlechts oder des Verzichts auf
den Geschlechtseintrag im Personenstandsregister ab. Wie der Bundesrat im Bericht
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte 2022 darlegte, war der Vorstoss
durch die Veröffentlichung des entsprechenden Berichts im Dezember 2022 erfüllt
worden. 31

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Datenschutz und Statistik

Das Internet der Dinge bringt auch Datenschutzfragen mit sich. Mit der Überweisung
eines Postulats Schwaab (sp, VD) im Dezember 2014 wollte der Nationalrat die
Eigentumsrechte im Fall von unerwünschten Verbindungen stärken. Der Bundesrat soll
prüfen, ob Personen, die in Besitz oder Eigentümer eines Gerätes sind, das sich mit
dem Internet oder anderen Netzwerken verbinden kann, das unabdingbare Recht
eingeräumt werden soll, diese Verbindungen zu trennen und bei Zulassen einer
Verbindung selber zu entscheiden, welche Daten an Dritte weitergegeben werden. Die
geforderte „Control by Design“ (Kontrolle ab der Herstellung) bedeutet auch, dass
bereits bei der Herstellung solcher Geräte darauf geachtet werden müsste, dass
unerwünschte Verbindungen jederzeit getrennt werden können. 32

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

Grundrechte

Zum besseren Schutz der Privatsphäre soll der Bundesrat die digitale Identität der
Bürgerinnen und Bürger definieren und diese in die bestehende Rechtspersönlichkeit
integrieren. Dies forderte ein vom Nationalrat an die Regierung überwiesenes Postulat
Derder (fdp, VD). 33

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

1) AB NR, 1999, S. 419 ff.
2) AB NR, 2012, S. 1211
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33) AB NR, 2014, S. 1831

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 7


